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Die Reichskonferenz
der deutschen Sozialdemokratie .

Die Rcrchskonfercnz der deutschen Sozialdemokratie hat vom

21 . bis 23 . September in Berlin getagt . Wer im In - oder

Auslande auf eine Sensation harrte , ist enttäuscht worden .

Weder der Partcivorstand noch die Parteiopposition waren ge¬

sonnen , der Welt das Schauspiel zu bieten . Vielleicht hatten der

Parteivorstand und der mit ihm gehende Teil der ReichstagS -
fraktion darauf gerechnet , eine erdrückende Mehrheit zur Recht¬
fertigung ihrer Politik zu erhalten . Und wenn es wahr Ware ,
daß die Opposition nur auS wenigen Leutchen besteht , wie

man so oft glauben machen wollte , so hätte auf der Kon¬

ferenz die Überzahl der Mehrheit notwendig drastischer zum
Ausdruck kommen müssen , als es der Fall gewesen ist . Wir

behaupten das angesichts der für die Opposition ungünstigen ,
undcmokratischen Bedingungen , unter denen die Konferenz
zustande kam . Sonst Pflegen einem Parteitag in allen Or¬

ganisationen ausgiebige Debatten über die strittigen Punkte
voranzugehen , und die Vertreter werden frei gewählt . Die

besonderen Verhältnisse der Kriegszcit schlössen das aus und

gaben so der Mehrheit , die die Negierungspolitik unterstützt ,
von vornherein einen beträchtlichen Vorsprung . Das Verhält¬
nis von Mehrheit und Minderheit betrug zahlenmäßig 273

gegen 168 Stimmen . Zieht man aber die Mitglieder der Partci -
instanzcn und beider RcichstagSsraktionen hüben und drüben

ab , zählt man nur die gewählten Vertreter der Mitglied¬
schaften , so steht das Verhältnis wie 3 : 2 .

Doch was beweisen Zahlen ? Sie wurden gewonnen bei der

Abstimmung über den geschäftsordnungsmäßigcn Antrag der

Minderheit , der verhindern wollte , daß auf einer unter so

ungleichen und undemokratischen Bedingungen zusammenge¬
tretenen Konferenz bindende Beschlüsse und offizielle Erklä¬

rungen gefaßt würden . Für diesen Antrag stimmten auch eine

Reihe Genossen aus der Mehrheit , die in ihrer Politik durch¬
aus auf dem Boden der Kreditbelvilligung stehen . Um der

Einheit der Partei willen kamen sie der Minderheit in diesem
Punkte entgegen .

Aber abgesehen auch davon , und obwohl wir Zahlen nicht

unterschätzen , liegt die Kraft der Opposition nicht in ihrer Zahl ,
sondern in der Entschlossenheit undKlarheit ihres grund¬
sätzlichen Standpunktes . Von dem Parteivorstand wurde der

Minderheit unter anderem vorgeworfen , sie bestehe in sich
wieder aus den abweichendsten und widersprechendsten Schat¬

tierungen und Richtungen . Der Parteivorstand hat nicht un¬

recht . Wir haben in der Opposition die Grnppe um die Zeit¬
schrift „ Internationale " , auch Spartakusgruppe genannt , die

im Zeitalter des Imperialismus die Pflicht der nationalen

Verteidigung für das sozialistische Proletariat ablehnt , dagegen
den internationalen proletarischen Kampf um den Frieden als
Gebot der Stunde proklamiert . Außerdem gibt es unter den

Anhängern der Arbeitsgemeinschaft selbst noch mehrere Spiel¬
arten . Dasselbe ist jedoch auch bei der Mehrheit der Fall .
Der Parteivorstand lehnt die extrem - nationalistische Politik
der Genossen Heine , Lensch , Hänisch u. a. ab , eine andere

Gruppe geht wieder nicht einmal so weit wie der Partcivor¬
stand . Unterschiede dieser Art gibt es in jeder demokratischen
Partei , deren Stoßkraft darunter nicht zu leiden braucht .

Von Bedeutung ist es dagegen , daß die Redner der „ Ar¬

beitsgemeinschaft " in ihrem Kampf gegen rechts gezwungen
wurden , ihre Stellung in verschiedenen Fragen schärfer zu
umreißen , als das bis jetzt geschehen war . So vor allem in

der grundlegenden Frage der Landesverteidigung . Es bestätigte
sich, daß mit einem „einerseits " , „andererseits " nicht mehr aus¬

zukommen ist . Die Ausführungen deS Genossen Haase , aber

auch einiger Debatteredner , haben keinen Zweifel darüber ge¬
lassen , daß für sie die Frage ganz anders lautet , als wie

Genosse Scheidemann sie formulierte . Für diesen und die

Mehrheit liegt das Problem wie folgt : Die Frage : Wer ist

schuld am Kriege ? scheidet für die Stellungnahme der Sozial¬
demokralle aus . Die augenblickliche Situation bestimmt
allein darüber . Deutschland ist von übermächtigen Feinden
bedrängt , eine verheerende Invasion droht den Grenzen . Eine

Kreditverweigerung hätte die Macht der Gegner verstärkt , im

Innern Verwirrung angerichtet . Unter diesen Umständen geht
die Pflicht der Landesverteidigung allen anderen Pflichten vor .

Kreditbewilligung ist in diesem Falle keine Vertrauenskund¬

gebung für die Politik der Regierung .
Genosse Haase , als Hauptredner der Minderheit , faßte die

Frage anders auf . Für ihn behalten die Ursachen und An¬

lässe des Krieges ihre grundlegende Wichtigkeit in jedem

Augenblick . Die Sozialdemokratie darf einer Regierung die

Kredite nicht bewilligen , von der sie überzeugt ist , daß ihre
bisherige Politik mitgewirkt hat zur Herbeiführung der Kata¬

strophe . Sie kann das tun , da sie weiß , daß auch in den
anderen Staaten nicht nur die stiegcrischcn Tendenzen des

ausdchnuugsbcdürftigen Imperialismus tätig sind , sondern
auch starke Friedenstendcnzen , zumal im klassenbewußten
Proletanat . Eine grundsätzlich ablehnende Haltung der deut¬

schen Sozialdemokratie hätte diese Friedenstendcnzen belebt
und verstärkt und so zur Verkürzung des Krieges beigetragen .
Außerdem führt die Krcditbcwilligung mit Naturnotwendigkeit
zur Stärkung der inneren Politik der Negiei - ung, ob die

Bewilligcr das nun wollen oder nicht .
Wenn man die Ausführungen der Hauptredner auf ihre

Grundgedanken zurückführt , so wird leicht erkennbar , daß
zwei verschiedene Weltanschauungen einander gegenüber¬
stehen , zwei Weltanschauungen , zwischen denen ein Kompromiß
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unmöglich ist , deren Gegensatz nicht verkleistert werden kann ,

sondern ausgetragen werden mutz . Die Mehrheit und die

Minderheit redeten auf der Konferenz zwei verschiedene
Sprachen , wobei noch bemerkt werden muß , daß der extreme

national - imperialistische Standpunkt der Genossen des äußersten
rechten Flügels nicht einmal in seiner ganzen Schärfe zum
Ausdruck gelangt ist .

Für den linken Flügel der Minderheit , für die Gruppe
„ Internationale " sprach Genossin Duncker . In kurzen ,
programmatischen Ausführungen stellte sie jene Punkte heraus ,
die diese Gruppe nicht nur von der Mehrheit , sondern auch
von der „ Arbeitsgemeinschaft " trennen . Es geschah dies nicht
aus irgendwelcher Sonderbündelei . Die Gruppe Internatio¬
nale hat durch ihr Verhalten auf der Konferenz bewiesen , daß
es ihr nicht auf „ Spaltungsagitation " ankommt . Schulter
an Schulter mit der Arbeitsgemeinschaft stand sie im Kampf
gegen den Sozialimperialismus . Wo immer die „ Arbeits¬

gemeinschaft " sich auf grundsätzlicher Höhe bewegt , kann sie
der Unterstützung durch die Spartakusgruppe gewiß sein . Wo
immer aber opportunistische Schwächen und ein Mangel an

Praktischer Konsequenz sich zeigt , da werden sich die „ Inter¬
nationalen " durch keinerlei Rücksicht zum Schweigen bestimmen
lassen . Es genügt der Gruppe nicht , eine Weltanschauung zu
besitzen , sie fordert , daß die Weltanschauung auch in die Praxis

umgesetzt wird . Noch hat die Arbeitsgemeinschaft ihrer Kredit¬

verweigerung im Parlament keine grundsätzlich unzweideutig
zugespitzte Erklärung mit auf den Weg gegeben . Noch glaubt
die Arbeitsgemeinschaft , man könne zurückkehren zu der „ alten ,
bewährten " Taktik , die in der Hauptsache rein parlamentarisch
orientiert war , man könne die alte Internationale der In¬
stanzen , Konferenzen und Resolutionen wiederaufbauen , eine

Internationale , deren Schwerpunkt wie bisher in den ein¬

zelnen nationalen Parteiorganisationen und Parlamenten
läge . In der Steuerpolitik , in der U- Bootfrage , in der Hal¬
tung zur Friedenspetition des Parteivorstands fehlt es der

Arbeitsgemeinschaft an Folgerichtigkeit . Die Gruppe Inter¬
nationale legt dagegen Gewicht darauf , daß man nicht nur
dann und wann in Konferenzen usw . radikal und grundsätz¬
lich spricht , sondern daß man überall , im Parlament wie im

Volke , grundsätzlich handelt . Der Unterschied zwischen ihr
und der „ Arbeitsgemeinschaft " liegt demnach vor allem in
einer größeren programmatischen Klarheit , in der stärkeren
Betonung der praktischen Konsequenzen , die sich aus den

Grundsätzen ergeben , und endlich in Fragen der anzuwen¬
denden Taktik . Das trat auch auf der Konferenz zutage . In
ihrem Schlußwort gab Genossin Duncker eine Erklärung der

Gruppe „ Internationale " zu Protokoll , die in gutgegliederten
und gedrängten Leitsätzen die grundsätzliche Stellungnahme
des sogenannten Linksradikalismus präzisiert . Wie Genosse
Stadthagen in der Debatte , erhob auch sie im Namen ihrer
Gruppe scharfen Protest gegen eine Sympathieerklärung für
die Person Liebknechts , die , von Anhängern der Mehrheit
eingebracht , ausdrücklich von seiner Politik abrückt . Die Politik
der Mehrheit und das gehässige Vorgehen einiger ihrer Mit¬

glieder gegen Liebknecht nehmen ihr jedes Recht , solche Sym¬
pathieerklärungen zu veröffentlichen .

An der Abstimmung über die vorliegenden Anträge und

Resolutionen hat sich die Minderheit geschlossen nicht beteiligt .
Es war das der eindrucksvollste Protest dagegen , daß die

Konferenz durch Beschlutzfassungen ihre Kompetenzen über¬

schritt . Es liegt auf der Hand , daß die Beschlüsse dieser Kon¬

ferenz ebensowenig formell als moralisch bindende Kraft be¬

anspruchen können . Sie sind nichts als eine Zählprobe der

Mehrheit und nicht einmal eine richtige Zählprobe des Kräfte¬

verhältnisses der ringenden Gegensätze . Die Stimmenthaltung

brachte semer mehr zum Ausdruck als allein den Protest gegen
die undemokraiische Anmaßung der Mehrheit : nämlich die

Uberzeugung , daß heute weniger als je mit Beschlüssen und

Erklärungen gedient ist. In der „ Welt am Montag " hat HanS
Leuß die Auseinandersetzungen auf der Konferenz mit dem

französischen Witzwort „ Deutsche Querelen " tituliert . Er sieht

in der Opposition nur das Wiedererwachen der „ revolutionären

Phrase " . „Nicht durch Reden , nur durch Tatsachen wird ent¬

schieden , so oder so" , heißt es . Er , der selbst auf dem Boden eines

demokratischen Imperialismus steht , nennt der Opposition als

wamendes Beispiel die bürgerlichen Revolutionäre von 1818

und mahnt , Respekt vor den Tatsachen zu haben , wenn mau

selbst Tatsachen schaffen wolle . HanS Leuß versteht die Tat¬

sachen in seinem Sinne , aber in dem einen hat er recht . Er

meint , die intemationale Sozialdemokratie könne nur dann

dem Krieg ein Ende machen , wenn alle europäischen Sozial¬
demokraten es mit Einsatz ihres ganzen Willens bis zum
Opfer des eigenen Lebens wollten .

Die Bedeutung der Konferenz liegt nicht in ihren Beschlüssen
und nicht in dem „ Manifest zur Friedensfrage " . Alle diese
Dinge hat die Mehrheit unter sich beschlossen . Von Bedeutung
ist der Beweis für das Erstarken der Opposition , das

nianchen Politikern gewiß unerwartet und unerwünscht ist . Nicht
nur zahlenmäßig , auch an grundsätzlicher Klarheit , an Energie
ist die Opposition gewachsen . Für die sozialistische intemationale

Friedensbewegung wird das in allen Ländern ein kräftiger
Anspom sein . Denn nur diese Bewegung kann die Welt einein

Frieden näher bringen , wie ihn die Massen des arbeitenden

Volkes brauchen . Immer freilich unter der Voraussetzung , daß
die Opposition ihre Kräfte nicht in bloßen Erklärungen ver¬

pufft , sondern in energischer , opfervoller Arbeit ohne Sucht
nach Kompromissen und vorübergehenden Tageserfolgen ge¬

wissenhaft anwendet .
_

Ernahnmgssvagen .
An der Schwelle des dritten Kricgswiuters ist nach den bis¬

herigen trüben Erfahrungen die Befürchtung berechtigt , daß

die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln sich noch
unzulänglicher gestalten wird als zuvor . Von Kriegsbeginn

an wurde die Nahrungsmittelversorgung durch den Bundes¬

rat geleitet . Im Juni d. I . übertrug dieser die ihm vom

Reichstag verliehene unbegrenzte Macht auf den Reichskanz¬
ler , der sie seinerseits auf das neugeschaffene Kriegsernäh¬
rungsamt Ubertrug , an dessen Spitze als „ Lebensmittel¬

diktator " Herr von Batocki berufen wurde , der bisherige
Oberpräsident von Ostpreußen . Damit war zwar Person und

amtliche Stelle gewechselt worden , doch das System blieb das

gleiche — und der Mißerfolg ebenfalls .

Gleich dem Bundesrat ist das Kriegsernährungsamt vor

jedem Eingriff in die Produktion zurückgeschreckt . Die Bedarfs¬

deckung sucht man zu erreichen durch hohe Preise auf Kosten

der Konsumenten , statt daß durch staatliche Maßnahmen die

Produzenten gezwungen werden , den Bedarf ohne Wucher -

gcwinn zu decken . In einem Aufruf vom 1. August 1916 „ An

die Verteidiger des Vaterlandes ! " hat Herr von Batocki seine

Meinung klar ausgesprochen , daß „ eine Senkung des Preis¬

standes der Nahmngsmittel " nur so weit in Betracht komme .

als sie sich „ ohne Gefährdung der Bedarfssicherung ermög -

lichen lasse ".
Drei Wochen später aber wendet er sich „ An die deutschen

Landfrauen " mit „herzlicher und ernster Bitte " , „ das Erzeugte

auch richtig denen zuzuführen , die es brauchen " . Obwohl Herr
von Batocki in demselben Aufruf zugibt , daß die Preise „jetzt

schon für viele ärmere Familien unerschwinglich geworden
sind " , ergreift er keine Maßnahmen , um preiswerte Liefe¬

rungen zu erzwingen , sondern begnügt sich mit der Bemer¬

kung : „ Mir klingt es wie eine Beschimpfung der Landleute ,

wenn man hier und da sagt , nur durch den Anreiz gesteigerter

Preise ist etwas aus ihnen herauszuholen . " Wie sehr diese

„ Beschimpfung " aber recht oft der Wahrheit entspricht , beweist

das Verschwinden der Ware vom Markte , sobald Höchstpreise

irgendwo festgesetzt werden .

Um die überaus hohen Lebensmittelpreise zu rechtfertigen ,
wird von amtlicher Stelle aus immer wieder verwiesen auf

die Erhöhung der Produktionskosten . Doch fehlt bis heute

jeder ziffermäßige Nachweis , daß die Erhöhung der Produk -
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tionskosten eine solche riesige Preissteigerung rechtfertigt ,
wie sie eingetreten ist , nämlich um 7V bis 100 Prozent . Auf

Kosten der Verbraucher werden den Erzeugern Preise zuge¬

billigt , die beispielsweise bei den Kartoffeln gegen den Frie¬

denspreis eine Verteuerung von 100 Prozent darstellen .
Ilm der Knappheit der Waren oder — wie wir es diesen

Sommer bei den Kartoffeln erlebten — zeitweisem Überfluß ,

sowie den immer noch steigenden Preisen für die wichtigsten
Lebensmittel entgegenzuwirken , gibt es nur ein Mittel :

staatliche Regelung der Produktion . Beschlagnahme
und Enteignung .

Das wäre der erste Schritt zur Minderung der Not der

ärmeren Bevölkerung . Als zweiter müßte sich anschließen :

einheitlich geregelte Verteilung der Lebensmittel

für das ganze Reich und Verbilligung der wichtigsten
Lebensmittel . Hinzu muß kommen eine planmäßige Ver¬

teilung , um endlich zu ermöglichen , daß jeder den auf ihn

entfallenden Anteil an Lebensmitteln nicht im vollsten Sinne

des Wortes zu „erstehen " braucht . Heute ist es ein Rätsel ,
wie eine erwerbstätige Frau und Mutter überhaupt Zeit

findet , auch nur die allernotwendigsten Nahrungsmittel zur

Versorgung ihrer Familie einzukaufen .
Die arbeitende Bevölkerung hat am schwersten zu leiden

unter der Lebensmittelnot und Teuerung . Tritt die dringend

notwendige Besserung nicht ein , so wird die unausbleibliche

Folge sein müssen : Erhöhung der Arbeitslöhne und der

Unterstützungen der Kriegerfamilicn und Arbeits¬

losen . Die Gemeinden sind gegen den Notstand machtlos .
Weder auf die Erzeugung noch auf die Versorgung können

sie irgendwie entscheidend einwirken . Sie müssen mit dem für¬

lieb nehmen , was ihnen das Kriegsernährungsamt zuweist ,
sei es gut oder schlecht , viel oder wenig .

Nur eine reichsgesetzliche Regelung kann Abhilfe bringen .
Was bis jetzt auf diesem Gebiet geschehen ist , wurde törichter¬
weise als „ Kriegssozialismus " bezeichnet . In Wirklichkeit ist
es nur eine Organisierung der wirtschaftlichen Bedarfsdeckung
unter weitestgehender Berücksichtigung der Interessen des Groß¬

kapitals in Landwirtschaft und Industrie . Dieser Schutz ist

auch vollauf gelungen — die Bedarfsdeckung aber mußte sich
als eine unerfüllbare Aufgabe erweisen . So sieht der viel¬

gepriesene „ Kriegssozialismus " aus ! Mathilde Wurm .

Frauenkonferenz in Groß - Berlin .
Groß - Berlin und einige andere Bezirke hatten bei dem

Parteivorstand beantragt , in Anschluß an die Reichskonferenz
eine Reichsfraucnkonferenz einzuberufen , um den Genos¬
sinnen im Reiche nach so langer Zeit und so welterschüttern¬
den Ereignissen Gelegenheit zu einer Aussprache zu geben über

Organisation und Agitation unter den Frauen , über die Frauen¬
erwerbsarbeit , Arbeiterinnenschutz , Wahlrecht und Nahrungs¬
mittelversorgung . Leider lehnte der Parteivorstand diese An¬

träge ab . Für seinen Standpunkt führte er in einem Briefe
an den Zentralvorstand von Groß - Berlin folgende Gründe an :

„ Die Ernährungsfrage sei keine spezielle Frauenfrage , son¬
dern eine Angelegenheit der Gesamtpartei , die sich wiederholt
und kürzlich in der Partei - Ausschußsttzung mit ihr beschäftigt

habe . Eine Frauenkonferenz könne an den Dingen auch nichts
ändern . Zur Frauenerwerbsarbeit Stellung zu nehmen , sei

Gelegenheit nach Beendigung des Krieges , wenn man einen
Überblick habe , wie die Dinge sich gestalten . Die Notwendig¬
keit der Agitation im allgemeinen und insbesondere unter den

Frauen könne auf der Reichskonferenz mitbesprochen werden .

Ein Vorstandsvertreter will gern die Notwendigkeit dieser Agi¬
tation betonen . "

Zur Zeit der Absendung dieses Ablehnungsschreibens dürfte
dem Parteivorstand bereits bekannt gewesen sein , was Genosse
Ebert in seinem Referat der Reichskonferenz mitteilte , daß

seit Kriegsausbruch 39 Prozent der weiblichen Mitglieder der

Organisation verloren gegangen sind , daß ihre Gesamtzahl von

174754 im Jahre 1914 auf 107336 im Jahre 1916 gesunken
ist . Diese Tatsache allein würde die Einberufung einer Neichs -
frauenkonferenz gerechtfertigt haben . Das aber um so mehr ,
als der Parteivorstand sich hätte sagen können , daß die Er¬

örterungen über die Haltung der Partei zur inneren und

äußeren Politik die Reichskonferenz vollständig ausfüllen und

beherrschen werde . So ist es auch in der Tat gekommcnl Der

Frauen geschah nur Erwähnung in jener kurzen und doch so
beredten Mitteilung Eberts über den Rückgang der Mit¬

gliederzahl .
Der Zentralvorstand von Groß - Berlin hatte sich als weit¬

sichtiger erwiesen als der Parteivorstand und einen Antrag
der Groß - Berliner Genossinnen auf Abhaltung einer Bezirks¬
konferenz in Anschluß an die Reichskonferenz einstimmig
angenommen . So war wenigstens den Genossinnen von Groß -
Berlin Gelegenheit gegeben , sich zu den wichtigsten Fragen
der augenblicklichen Lage äußern zu können , wenn auch der
eine Konferenztag zu einer gründlichen Behandlung aller die

Genossinnen beschäftigenden Probleme lange nicht genügte .
. Eine Anzahl Genossinnen anderer Städte waren auf eigene

Kosten nach Berlin gekommen , um als Gäste an der Fraueu -
konferenz teilzunehmen . So Genossinnen aus Stettin , Brau li¬

sch weig , Leipzig , Düsseldorf , Dresden , Stuttgart . Der

Tagung wohnten noch einige andere Genossinnen und Ge¬

nossen bei , die als Delegierte zur Reichskonferenz aus Ham¬
burg , Remscheid , Breslau , Altena - Iserlohn entsandt
waren , ebenso ein Vertreter der Redaktion der „Gleichheit " .
Die verhältnismäßig große Anzahl von Gästen hat gezeigt ,
wie stark das Bedürfnis nach Abhaltung einer Reichsfraucn¬
konferenz ist . Damit ist auch für die Notwendigkeit ihrer
baldigen Einberufung der Beweis erbracht . Denn bei aller

Anerkennung dessen , was die Berliner Konferenz den Genos¬
sinnen an Anregung , neuem Mut und frischer Tatkraft geben
konnte , eine Reichsfraucnkonferenz wollte sie ' nicht er¬

setzen und hat sie nicht ersetzt . Aber eines noch ist klar zutage
getreten . Nicht nur die Genossinnen in Groß - Berlin , sondern
auch in weiten Teilen des Reiches , ganz besonders in den

Jndustricgegenden , gehören mit ganz wenigen Ausnahmen
der „ Minderheit " in der Partei an . Sic sind von Kriegsaus¬
bruch an eine starke Stütze der „ Opposition " innerhalb der

Partei und geradezu eine vorwärts treibende Kraft gewesen .
Sie stehen fest auf dem Boden des internationalen Sozialis¬
mus . Dieser Tatsache entsprach sowohl das ausführliche Re¬

ferat der Genossin Zietz über „ Die Frauenerwerbsarbeit
mit allen ihren Konsequenzen " wie auch die gesamte
Debatte , und sie kam . auch in den zahlreich eingelaufenen Re¬

solutionen zum Ausdruck .

Die Darlegungen der Genossin Zietz gaben ein anschau¬
liches Bild der Zunahme der Frauenerwerbsarbeit seit dem

Kriege in allen Berufen , auch in solchen , die vordem aus¬

schließlich von Männern ausgeübt wurden . Genossin Zietz
schilderte die Umformung der Friedensindustrie in eine Kriegs¬
industrie , die Stockungen , ja die Betriebseinstellung aus Mangel
an Rohmaterial in ganzen Gewerben , wie in der Textilindu¬

strie , und das Hweinströmcn der durch den Krieg arbeitslos

Gewordenen in andere Berufe . Gerade bei den GewerbegruPpen ,
die durch den Krieg am schwersten geschädigt sind , wie die

Textil - und Konfektionsindustrie , so hob Genossin Zietz hervor ,
seien die Arbeiterinnen aber meistens körperlich so schwach ,
daß ihnen die Ausübung eines anderen Berufs schwer mög¬
lich ist . Als die Kriegswirtschaft die außerordentliche Eignung
der Frau zu fast allen Berufen erkannt , habe dies eine noch

rücksichtslosere Einziehung der Männer zum Heeresdienst zur

Folge gehabt . Dies auch die Ursache , weshalb die Zahl der

erwerbstätigen Frauen sich fortwährend weiter vergrößere . I »
den Einzelheiten ihrer Ausführungen stützte sich die Neferentin
auf ihre bekannte Broschüre „ Zur Frage der Frauenerwerbs¬
arbeit während des Krieges und nachher " . " _ _ _

- Buchhandlung Vorwärts . Sozialdemokratische Frauenbibliothek
IX . Herausgegeben vom Parteivorstand der sozialdemokratischen

Partei Deutschlands .
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Nach Meinung der Genossin Zieh wird die Frauenerwerbs¬
arbeit in ihren ? jetzigen Umfang auch nach dem Kriege be¬

stehen bleiben , und zwar aus folgenden Gründen : Millionen
der besten Arbeitskräfte kehren überhaupt nicht zurück oder
als Krüppel und Kranke , Millionen auch als zukünftige
Kranke . Die Friedensproduktion wird in großem Umfang
wieder aufgenommen , die Kleinbetriebe werden von den

Großbetrieben aufgesaugt werden , das Kapital wird sich in
immer weniger Händen ansammeln . Da Deutschland bei

Friedensschluß einem „ ausverkauften Warenhaus " gleiche ,
werde das Herstellungs - und Kaufbedürfnis sehr stark sein ,
letzteres aber erheblich eingeschränkt durch hohe Preise und

geringe Kaufkraft des Geldes , Umstände das , die viele

Frauen zuin Erwerb zwingen . Andererseits wird das Heer
der Arbeitsuchenden vermehrt werden durch die Krieger¬
witwen , die Ehefrauei ? der Krüppel und der Siechen , deren

karge Renten zum Lebensunterhalt nicht mehr ausreichen ;

durch Waisen , die schon als Schulkinder mitverdienen müs¬
sen ; ferner durch die eingeschränkte Hciratsniöglichkeit . Hinzu
kommt noch die sichere Erhöhung der direkten und indirekten

Steuern in Reich , Staat und Gemeinde . Demgegenüber
rechne das Unternehmertum mit billiger Frauenarbeit
und werde sie ganz sicher ausspielen gegen höhere Lohnforde¬

rungen der organisierten männlichen Arbeiterschaft . Der Ge¬

fahr , daß aus der erwerbstätigen Frau die Lohndrückerin
und Schmutzkonkurrentin erstehe , statt der Schulter an Schul¬
ter init dein Arbeits - und Klassengenossen um gleiche Rechte
und Pflichten kämpfenden Frau , müsse mit den Mitteln der

Agitation und Organisation entgegengearbeitet
werden . Das geschehe aber gewiß nicht durch geduldiges Ab¬

warten .

Die Arbeit der Aufklärung und Gewinnung der Arbeiterinnen

für die Organisation sei ebensosehr Aufgabe der Partei wie
der Gewerkschaften , die erst vor wenigen Monate ? ? zu der

Zunahme der Frauenerwerbsarbeit Stellung genommen
haben . Hand in Hand mit der Agitation und Organisierung
niüsse gehen die politische Erziehung und das Stre¬

ben nach Eroberung des Wahlrechts für die Frau
u n d d u r ch d i e F r a u , die schon im Frieden und seit dem

Krieg in erhöhtem Maße sich als Staatsbürgerin fiir das

Wohl der Gesamtheit voll einsetze . Die von Genossin Zietz
eingebrachte Resolution , die wir in nächster Nummer ver¬

öffentlichen , wurde von der Konferenz gegen eine Stimme

angenommen .
Die an das Referat anknüpfende Diskussion erbrachte eine

Fülle von Material aus dem schweren Arbeitsleben der Pro¬
letarierinnen . Alle Genossinnen sprachen die Befürchtung

aus , daß die Frauen nach dem Kriege besonders in die nied¬

rigen , schlechtbezahlten Berufe hineingedrängt , während die

höher bezahlten und verantwortungsvolleren Posten wieder¬

um allein den Männern vorbehalten bleiben würden . Jetzt

schon litten die Arbeiterinnen ungeheuer unter der über¬

lange ?? Arbeitszeit und schlechten Entlohnung , aber keine

wage , sich hierüber oder über Betriebsmißstände zu be¬

schweren , aus Furcht , brotlos zu werden . Ja , es gäbe noch

viele , die glücklich seien , Überstunden machen zu können , um
ein paar Groschen mehr für sich und ihre Familie zu ver¬

dienen , ohne dabei zu bedenken , daß dies geschehe auf Kosten
ihrer Gesundheit und der Verwahrlosung ihrer Kinder . Im
Denken und Tun auch der Arbeiterinnen müsse die Soli¬
darität zum obersten Gesetz werden , sonst sei die jahrelange

organisatorische Arbeit umsonst geleistet und müsse von vorn

begonnen werden .

Mithelfen bei der Aufklärung , Organisierung und Er¬

ziehung der Proletarierinnen könne vor allem die Partei -
vresse . Nicht etwa in ihrem Unterhaltungsteil , sondern durch
die entsprechende Berücksichtigung von Fragen der Agitation
und Organisation , vor allen Dingen aber durch ihre Art

der politischen Erziehung der Arbeiterinnen . Da¬

für sei die „Gleichheit " seit Kriegsausbruch vorbildlich ge -

Wesen , sei zum „ Rückhalt " geworden , habe immer wieder

Mut und Tatkraft der Genossinnen angespornt und diese stark

gemacht in ihre ??? Widerstand gegen de ?? Chauvinismus , in

ihren ? Festhalten an ? internationalen Sozialismus .
Nach Beendigung der Diskussion kam ein kurzes Be¬

grüßungsschreiben von Genossin Zetkin zur Ver¬

lesung , die durch andauernde Krankheit verhindert würde ,
an der Konferenz teilzunehmen . Die Geuossinue ? ? wur¬

den darin aufgefordert , „ auszusprechen was ist und

den tatbereiten Willen zum sozialistischen
Handeln in jeder einzelnen zu wecken , zu

stärken und zu einem Massenwille ?? von un¬

Wider st ehlicher Kraft zusammenzuballen " .
Als diese Mahnung erklang , war niemand im Saale , der nicht
verstand , was ihn ? die Pflicht zu tun gebot , und der nicht ge¬
lobt hätte , für die Erfüllung dieser Pflicht zu leben und ,

wenn es sein muß , auch sich zu opfern . Einmütig wurde be¬

schlossen , Genossin Zetkin für ihr Schreiben zu danken und

ihr den Wunsch und die Hoffnung der Versammelten aus¬

zusprechen , daß sie bald wieder in alter Frische und Energie
den sozialistischen Frauen der ganzen Welt voranschreiten
möge .

Einstimmig angenommen wurde eine Resolution zur

baldigen Herbeiführung des Friedens ; eine andere zur
inneren Politik , die von der sozialdemokratischen Partei
eine selbständige Politik fordert ; ferner eine Resolution zur

Ernährungsfrage , die wir in nächster Nummer mitteilen .

Gutgeheißen wurde einstimmig eine Erklärung , die dem

Parteivorstand die Mißbilligung der Bezirkskonfc -
renz über seine Ablehnung einer ReichSfrauenkon -

ferenz ausspricht .
Vor Eintritt in die Tagesordnung hatten die Anwesenden

Protest erhoben gegen die Verfolgung des italienischen Ge¬

nossen Tesca , der der amerikanisch - kapitalistischen Justiz aus¬

geliefert werden soll . Zum Schluß sprach die Konferenz , wie

der „ Vorwärts " berichtet , dem Genossen Karl Liebknecht ,

Genossin Rosa Luxemburg und allen für die Sache des

internationalen Sozialismus Leidenden ihre volle Air¬

erkennung und Sympathie aus . So Ivar die Konferenz der

Groß - Berliner Genossinire ?? von Arrfang bis Ende getragen
von dem Geiste des internatiorralen Sozialismus . Und wenn

sie auch nur die Vertreterinnen der sozialistischen Frauen aus

einem Teil des Reichs umfaßte , so konnte sie doch durch ihre
Arbeit beweisen , welch große und dringende Aufgaben von

den Genossinnen zu erfüllen sind . Die Einberufung einer Neichs -

fraucnkonferenz ist zur unabweisbaren Notwendigkeit gewordem

Zur Frage der Bevölkerungspolitik .
Das Sinken der Geburtenziffer hatte schon vor dem Kriege

das Auge allst weitsichtigeren Gelehrten , Staatsmänner , Po¬

litiker und Privatleute auf sich gelenkt . Die bürgerlichen

Parteien und ihre Gefolgschaft sahen in der Erscheinung eine

langsam , aber stetig wachsende Gefährdung ihrer Weltmachts¬

pläne . Bevölkerungsrückgang bedeutet ja für sie soviel wie

verminderte Wehrkraft , weniger Soldaten in den zu erwar¬

tenden blutigen Auseinandersetzungen . Auch von der Schwä¬

chung der „ nationalen Arbeit " als Folge der Geburtenab¬

nahme sprach man , aber die in dieser Hinsicht drohende Ge¬

fahr schreckte die einzelnen Unternehmer weniger . Denn das

Ausland , Polen , Galizien usw . , liefert in Hülle und Fülle

fleißige , intelligente , vor allem aber anspruchslose Prole¬

tarier , deren Verwendung dazu noch den Vorteil hat , daß diese

Arbeitskräfte sich als „lästige Ausländer " innerhalb der

schwarzweißroten Grenzpfähle hübsch bescheiden und artig

zu Verhalten haben . Nur insofern beunruhigte der Geburten¬

rückgang die Bourgeoisie unmittelbar , als auch ihr eigener

Nachwuchs bedrohlich abzunehmen , mehr noch zu entarten

anfing , was fiir ihre Macht als Klasse nicht eben günstig war .

Die Geburtenabnahme in den besitzenden Volksschichten
trat zum Teil als eine Folge des Luxus und der Entartung
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des Familienlebens auf . Vielen Damen war die mütterliche

Aufgabe , Kinder auszutragen , zu gebären , zu nähren und zu

erziehen trotz aller fremden , bezahlten Hilfe , die sie sich leisten

könnten , doch gar zu beschwerlich und wenig kurzweilig . Aber

auch die Scheu vor einer Zersplitterung des Vermögens mag

viele Eltern zu einer freiwilligen Beschränkung der Kinder¬

zahl veranlaßt haben . Dieses Streben ist bei de » besitzenden

Klassen aller Zeiten und Völker anzutreffen und bei ihren

Verhältnissen geradezu „natürlich " . Als Deckmantel dafür

erfand stets hilfsbereite Afterwissenschaft eine darwinistisch

aufgeputzte Lehre . Sie erklärte , daß je höher die geistige Kul¬

tur , desto geringer die Fortpflanzungsfähigkeit der Eltern ,

desto schwieriger die Aufzucht der Nachkommen sei .

Diese Lehre paßte allerdings weniger für das Proletariat ,
das doch im großen ganzen nur einen sehr geringen Anteil

hat an der „ höheren " Kultur der „ besseren Stände " . Desto

lauter waren ihm gegenüber die Vorwürfe der steigenden Ge¬

nußsucht , Sittcnlosigkeit , Leichtfertigkeit als Ursachen des

Geburtenrückgangs . Umsonst wiesen gewissenhafte National -

Lkonomen auf den unleugbaren Zusammenhang hin zwischen
dem Wohnungselend , der Frauenerwcrbsarbcit , den unge¬

sunden Lebens - und Arbeitsbedingungen der breitesten Massen
einerseits und dem Sinken der Geburtenziffer andererseits .
Die Sozialdemokratie hat von Anfang an diesen Zu¬
sammenhang ani schärfsten betont . Erst in zweiter Linie

kamen als Ursache der verminderten Bevölkerungszunahme

die Wirkungen des Alkoholismus , der Geschlechtskrankheiten
usw . in Betracht . , die ja selber nur als Folgen des sozialen
Elends anzusprechen sind . Trotzdem also die Quellen des Be¬

völkerungsrückgangs aufgezeigt waren , wurde vor dem Kriege

nichts Ernstliches getan , sie abzudämmen . Die guten Vor¬

schläge der Sozialdemokratie und mancher Bodenreformer

sielen auf steinigen Boden . Die dilettantischen Versuchender
nahenden Kalamität durch Gartenstadt - und Laubenkolonien¬

bewegung entgegenzuwirken , sind zur Erfolglosigkeit verur¬

teilt . Das gleiche gilt erst recht von den Absichten , einen stär¬

keren Bevölkerungszuwachs mit dem Knüppel zu erzwingen ,
durch das Verbot , Mittel zur Empfängnisverhütung zu ver¬

kaufen .
Der Krieg mit seinen furchtbaren Verwüstungen an Ge¬

sundheit und Menschenleben hat die Frage einer planmäßigen
Bevölkerungspolitik mehr als je in den Vordergrund gerückt .
Die besitzenden Klassen sind sich einig , daß diesem Weltkrieg ,

niag er ausgehen wie er will , eine Ära unerhörter Rüstungen

und fieberhafter Kriegsvorbereitungen folgen wird . Sieg -
reiche Kriege kann man aber heute nur führen mit einem kör¬

perlich und geistig , nach Zahl und Onalität leistungsfähigen
nationalen Heer , das sich durch das Versprechen einer Neu¬

orientierung in der inneren Politik und durch einige greif¬
bare sozialpolitischcZugeständnisse jed ' esmalvon neuem fürden

bürgerlich - imperialistischen Weltmachtsgedanken schlägt . Dem¬

nach bliebe für den bürgerlichen Staat nichts anderes übrig ,
als dem Übel des Geburtenrückgangs nicht mehr bloß dilettan¬

tisch wie früher , sondern mit einiger Methode und Energie auf

den Leib zu rücken . Allein daran fehlt es heute noch wie früher ,

trotz aller Redensarten sind noch herzlich wenig handfeste Vor¬

zeichen vorhanden , daß nach dem Kriege durch gründliche so¬

ziale Reformen eine zielbewußte Bevölkcrungspolitik vorbe¬

reitet werden soll . "

Schlägt sich aber die besitzende Minderheit mit ihrem Ver¬

sagen nicht selber ins Gesicht ? Sie braucht eiue Weltmacht¬
stellung zum Schutze ihrer Kapitalanlagen in Ost und West

und Übersee ; sie bedarf einer tüchtigen , nationalgesinnten
Arbeiterschaft : sie kann ohne ein zahlreiches , leistungsfähiges
Heer nicht auskommen . Warum zögern also die Machthaben¬
den mit dem auch von ihnen erkannten , einzig erfolgver¬
sprechenden Mittel weitreichender sozialer , wirtschaftlicher und

politischer Reformen ? Einfach deshalb , weil die kapitalistische
Gesellschaft eine Gesellschaft der inneren Widersprüche und

unversöhnbaren Gegensätze ist . Mit den politischen Gesamt -
interessen der besitzenden Klassen decken sich durchaus nicht

immer auch die Einzelinteressen jeder kapitalistischen Gruppe .
Das deutlichste Beispiel war vor kurzem der offene Widerstand
der konservativen Partei gegen jede durchgreifende Verbesse¬
rung des Vereinsgesetzes zugunsten der Gewerkschaften , ist der

starre Widerstand dieser Partei namentlich auch gegen die

Sicherung der vollen Koalitionsfreiheit der landwirtschaft¬
lichen Arbeiter . Aber auch die nach allen Seiten unglückliche
Lebensinittelpolitik der Negierung während des Krieges ist

nicht die Folge persönlicher Unfähigkeit der leitenden Köpfe
allein . Sie ist in letzter Linie zurückzuführen auf den Wider¬

streit der Interessen in den einzelnen Produzentenkreisen ,
von den Interessen , die die Regierung einmal dahin , einmal

dorthin zerren , vor allem aber jede konsequente und durch¬

greifende Maßnahme zugunsten der großen arbeitenden und

konsumierenden Masse von vornherein vereiteln . Von welch
großer Bedeutung sind aber Koalitionsrecht und Lebens¬

mittelpreise für die Lebenshaltung des arbeitenden Volkes

und damit auch für den Bevölkerungszuwachs ! Zu den

Widersprüchen in der bürgerlichen Gesellschaft kommt noch ,
daß die Sorge uni die Erhaltung der bestehenden politischen
Machtverhältnisse im Innern eine zu große Nachgiebigkeit
gegen die Forderungen der Arbeiterklasse als ungelegen er¬

scheinen läßt , selbst wenn davon die Wehrkraft abhängt . Zu¬
letzt und nicht am wenigsten gehört zu jeder großen Reform

Geld , viel Geld , aber zum Kriegführen , zur Kolonialpolitik ,

zur Erweiterung der Einflußsphären des nationalen Kapi¬

tals im Ausland gehört noch mehr Geld . Dabei hat das hier

angelegte Geld den Vorzug , sich im allgemeinen besonders
hoch zu rentieren .

Es ist also kein Wunder , daß der bürgerliche Staat heute

wohl sehr stark die Notwendigkeit einer Steigerung der

Wehrkraft , der Ertüchtigung der Jugend , der Gebärtüchtig¬

keit der Mütter usw . betont , trotzdem jedoch gerade einer rück¬

sichtslosen und energischen Bevölkerungspolitik gegenüber sich

so unsicher und schwankend zeigt wie der berühmte Greis auf

dem Dache , der sich nicht zu helfen weiß . Er drückt sich um das

Kernproblem herum wie die Katze um den heißen Brei . Zu¬

erst versuchte man es mit einer Leugnung : die Gefahr der

Bevölkerungsabnahme , der Unterernährung der Kinder usw .

bestehe gar nicht in dem befürchteten Maße . Die stets will¬

fährige Statistik mußte den Beweis dafür führen . Zu gleicher

Zeit aber erschallte der Ruf : Kinder zur Welt bringen ist eine

patriotische Pflicht ! Mit beidenMehoden hat man aber — eben

weil es falsche Mittel sind — nicht die gewünschten Früchte ge¬

erntet . Die Statistik kann den fortschreitenden Geburten¬

rückgang , den sinkenden Ernährungszustand des arbeitenden

Volkes nicht mehr verschleiern . Und der Appell an das vater¬

ländische Gewissen der Eheleute ? Nun , er hat vielfach zu

eineni sicher nicht gewünschten Ergebnis geführt . Er hat so

manche proletarische oder kleinbürgerliche Mutter denken ge¬

lehrt , die bisher gegen politische Dinge gleichgültig war . Kin¬

derzeugen als P f l i ch t ? so fragen sich tausende Frauen . Ja ,

habe ich überhaupt die Möglichkeit , diese Pflicht zu erfüllen ?
Und wenn nicht , sollte nicht derjenige , der sie mir zumutet ,

auch für die Möglichkeit ihrer Erfüllung sorgen ? Gerade in

den Kreisen der staatlichen Angestellten und Unterbcamten ,

an deren Patriotismus und Geduld sonst nichts auszusetzen

war , werden diese Fragen laut . Ja , mit einer gewissen Bitter¬

keit gelangen sie zum Ausdruck . Vor uns liegt der Brief einer

Eisenbahnerfrau . Ihr fehlt es weder an Gottesfurcht noch

an Patriotismus . Aber die immer wiederholte Erinnerung

an ihre „ nationale Pflicht " , Kinder auf die Welt zu bringen ,

hat ihr den kritischen Sinn geschärft . Sie , der seither vielleicht

nie eine solche Frage in den Sinn gekommen war , will heute

wissen : „ Wer trägt im besonderen die Schuld

am Geburtenrückgang ? Und warum macht

sich der Geburtenrückgang gerade in den Be -

amtenfamilieu so sehr bemerkbar ? " Diese Fragen
beantwortet die Frau aus eigener Erfahrung wie folgt :

„ Sehen wir uns doch . Dienstwohnungen ' der Staats¬

beamten an . Ich als Frau eines Staatsbeaniten habe auch
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eine . Dienstwohnung ' . Sie hat zwar die vorgeschriebene
Größe von 68 Quadratmeter , doch 68 Quadratmeter durch
fünf Räume geteilt ergibt solche Zimmer , die sich noch nicht
einmal für ein alleinstehendes Ehepaar als Wohnung eig¬
nen , viel weniger die Unterbringung mehrerer Kinder er¬

möglichem Die Aufstellung der Möbel in einer solchen Woh¬

nung wirkt lächerlich , da die einzelnen Zimmereinrichtungen
mehrfach geteilt , ohne Rücksicht auf ihren Zweck in die ver¬

schiedenen Räume untergebracht werden müssen ; ungefähr
so , als wenn man bei einem Umzug einen Möbelwagen voll¬

stellt . Der freie Bewegungsraum ist gewöhnlich SV bis 7V

Zentimeter breit . Wer da kein Gliederverrenkungskünstler ist ,
wird entweder die Möbel beschädigen oder sich selbst verletzen .

Ich habe gegenwärtig erst ein Kind , und wenn der Kinder¬

wagen in einem Zimmer steht , ist jede Bewegungsmöglichkeit
ausgeschlossen . Wo soll ein Kinderbett aufgestellt werden , und

wo sollen gar mehrere Kinder sich aufhalten und spielen ?
Können die zuständigen Stellen nicht berechnen , welcher freie
Raum nach der Aufstellung der nötigen Möbel übrig bleibt ?

Anscheinend hat es noch niemand für nötig befunden ; denn

sonst müßte man an die Absicht glauben , die Leute sollen nicht

wohnen , sondern sie sollen eingepfercht sein .
Solche Zustände herrschen in den neueren Diensttvohnun -

gen . In den alten war wenigstens e i n großer Raum . Nach¬
dem aber der Ruf nach mehr voneinander getrennten Räumen ,

wegen der sittlichen Gefahren , durchdrang , wurde in den

neuen Dienstwohnungen die Zimmerzahl , aber nicht der

Flächenraum vermehrt , und so entstanden die heutigen
neuen Menstwohnungen mit fünf Räumen , deren Flächen¬
inhalt aber kaum dem einer Privat - Zweizimmerwohnung ent¬

spricht . Die Eltern stellen sich oft die Frage : Sollen auch wir

das moderne Ein - ' und Zweikindersystem gelten lassen oder

nicht ? Und kommen zu dem Ergebnis , daß der
Staat es so haben will , denn sonst hätte er

für mehr Raum Sorge getragen . Wie sollen
Besitzer von Mietkasernen , die nur auf
ihren finanziellen Vorteil bedacht sind , sich
zugesunden , luftigenWohnräumenbeiNeu -
bauten entschließen , wenn der Staat selbst ,
der in dieser Beziehung mit gutem Beispiel
vorangehen müßte , seinen Beamten Woh¬

nungen schafft , die weit hinter denen der

Mietkasernen zurückstehen ? "
In der Tat , diese Eisenbahnerfrau ist dem Kern der ganzen

Frage sehr nahegerllckt . Was ihr fehlt , ist nur noch die Er¬

kenntnis , warum derselbe Staat , der ein so großes Interesse
am Bevölkerungszuwachs hat , trotzdem so wenig zu tun ver¬

mag , um die sozialen Vorbedingungen eines gesunden Kin¬

derreichtums zu schaffen . Aber die Frau hat nicht weit mehr
zu dieser Erkenntnis . In der Wertung des Bevölkerungspro¬
blems als einer Frage der „ Wehrkraft " liegt das Rätsel be¬

schlossen . Nicht unter militärischen und machtpolitischen Ge¬

sichtspunkten muß Bevölkerungspolitik getrieben werden , son¬
dern als eine Frage der körperlichen und geistigen Hebung
und Veredlung der Volksmassen . Solange aber die breitesten

Massen als Abhängige , Unfreie im Interesse einer Minder¬

heit die Produktionsmittel des Lebens und des Todes be¬

dienen müssen , so lange wird eine wirklich durchgreifende HZe -

völkerungspolitik unmöglich sein . Erst die sozialistische Ge¬

sellschaft kann eine solche Politik treiben , denn sie wertet jeden
einzelnen wegen seines Menschentums , erhebt ihn zu einem

Gleichberechtigten und Gleichverpflichteten , und betrachtet als

ihren größten Schatz den Reichtum an leiblich und seelisch
voll - und harmonisch entwickelten und wirkenden Menschen .

Aus der Bewegung .
Adolf d. Elm ft . Am IS . September hat der Tod den Genossen

v. Elm in Hamburg einem arbeits - und kampfreichen Leben un¬
erwartet entrissen . Mit ihm ist einer der eifrigsten und hingebungs¬
vollsten Förderer des Aufstiegs der arbeitenden Massen zu Freiheit

und Kultur geschieden . Am 14. September 18ö7 geboren , hat Adolf
v. Elm kaum die Schwelle des 59. Lebensjahres überschritten , ohne
Zweifel vor der Zeit aufgezehrt von der schweren Bürde der Arbeiten
und Verantwortlichkeiten , die er seit vielen Jahren um seiner Ideale
willen getragen hat , denn er gehörte zu jenen , bei denen hinter dem
Bekenntnis stets die Tat steht . Schon in jungen Jahren fand er den

Anschluß an die moderne Arbeiterbewegung , aus der Praxis des

alltäglichen Lebens heraus , die auf Schritt und Tritt den unversöhn¬
lichen Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit enthüllt . Was diese
Praxis lehrte , das befestigte und vertiefte das Studium eines wissens¬

hungrigen Geistes . Insbesondere� wurde Adolf v. Elm von dem Ge¬

danken ergriffen , wie notwendig der Zusammenschluß der vielen

Schloachen , der Ungenannten und Unbekannten , zu einer starken
Macht fei , die sich auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens

zur Geltung bringen könnte . Dieser Gedanke ist allzeit der Polar¬

stern seines Wirkens geblieben .
Gelernter Zigarrensortierer gründete Adolf v. Elm für seine Ve -

rufsgenossen eine Organisation , die später . im Tabakarbeiterverband

aufgegangen ist . Seine Betätigung für die gewerkschaftliche Organi¬

sierung der Arbeiter war so bedeutend , daß er 1899 Mitglied der

Generalkommission wurde , der in jenem Jahre eingesetzten Zentral¬
leitung der deutschen Gewerkschaften . Genosse v. Elm gehörte zu den

überzeugtesten Verfechtern der Auffassung , daß die Gewerkschaften

durch Unterstützungseinrichtungen die Ausgebeuteten nicht bloß an
die Organisation fesseln , sondern durch die gegenseitige Hilfe und

Fürsorge materiell und moralisch heben müßten , um sie kampfes¬

tüchtiger zu machen . Bereits 1896 trat er für einen Plan ein , nach
dem die Gewerkschaften sich bei Lohnkümpfen gegenseitig unterstützen
sollten . Der Vorschlag fand damals keine Zustimmung , sein Kern¬

gedanke aber gewann allmählich Boden , und der Plan ist in seinen

Grundzügen in einem Beschluß des letzten Gewerkschaftskongresse ?
1914 zu München enthalten .

Der Genossenschaftsbewegung hat Genoffe v. Elm sich seit Mitte

, der neunziger Jahre mit nie ermattender Begeisterung und Arbeits¬

freudigkeit gewidmet . Die Gründung und glänzende Entwicklung
des größten Konsumvereins in Deutschland , einer durchaus prole¬

tarischen Genossenschaft , der Hamburger Produktion , bleibt mit

seinem Namen unzertrennlich verbunden , darf geradezu ein Denkmal

seines Wirkens genannt werden . Genosse v. Elm war jederzeit be¬

strebt , die Genossenschaftsbewegung in enger Fühlung nnt der Ge¬

werkschaftsbewegung zu halten . Deshalb und seiner ganzen Auffas¬

sung entsprechend , daß die frondenden Massen durch Hebung ihrer

Lage in der Gegenwart auf die sozialistische Zukunft vorbereitet

werden müßten , war Genosse v. Elm auch ein rühriger Befürworter
der gewerkschaftlich - genossenschaftlichen Versicherungsanstalt „ Volks -

fürsorge " . Es war wohlverdient , daß ihm 1911 ihre Leitung an¬

vertraut wurde .
Die proletarische Frauenbewegung ist allezeit von dein Genoffen

v. Elm mit Rat und Tat unterstützt worden . Er war fest von der

Gleichwertigkeit der Geschlechter , von der Bedeutung der weibliche »

Leistungen für Familie und Gesellschaft überzeugt . Sein heißes Ge¬

rechtigkeitsempfinden trieb ihn deshalb stets in die Schranken , w«

für die volle Gleichberechtigung des WeibeS gekämpft wurde oder

wo es sich darum handelte , die Elendsbürde der Proletarierinnen
durch Selbsthilfe oder Gesxllschaftsfürsorge zu erleichtern . So ließ

er sich besonders angelegen sein , die Frauen als bewußte Träge¬

rinnen und Mitarbeiterinnen in der GenoffenschaftSbewegung zu

gewinnen , ihnen aber auch in dieser den gebührenden Einfluß zu

sichern . Gleichfalls unterstützte er tatkräftig alle Bestrebungen , die

Arbeiterinnen gewerkschaftlich zu organisieren . In diesem Sinne hat

er unermüdlich in der Generalkommission wie als Agitator und Or¬

ganisator gewirkt .
Genoffe v. Elm war davon überzeugt , daß die Entwicklung zur

Verwirklichung der sozialistischen Zukunftsordnung führe . Seinem

Auge entging nicht , daß da » Proletariat auch auf politischem Gebiet

kämpfen müsse . So ist er werbend und sammelnd für die Sozial¬
demokratie tätig gewesen , und hat sie auch viele Jahre im Reichstag
vertreten . Seiner tatverlangenden Natur entsprechend fand man ihn
im politischen Kampf und im Streit der Meinungen wahrhaftig nie

in den hintersten Reihen . Bei Auseinandersetzungen um Grundsätze

und Taktik stand er meist auf dein rechten Flügel der Partei , weil

ihm unserer Meinung nach das richtige sichere Augenmaß für das

Verhältnis von Gegenwartswirken und Zukunftsziel fehlte , wie für

die Einschätzung der Ansätze zur sozialistischen Entwicklung in den

Dingen und im Bewußtsein der Menschen . Seine Auffassungen

mochten die schärfste Kritik herausfordern , auf die Lauterkeit ihrer

Quelle , auf die Lauterkeit der Persönlichkeit fiel kein Schatten Ge¬

nosse v. Elm war in allem ein innerlich überzeugter und Ergrif¬

fener . Die aufrichtige Wertschätzung auch derer bleibt ihm , die oft
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genug die Wnffen mit ihm kreuzen muhten . Das ringende Prole¬
tariat wird seiner als eines rüstigen und treuen Werkmannes am

Bau seiner Befreiung dankbar gedenken , als einer seiner Söhne , die

arbeitend und kämpfend beweisen , welche geistigen und sittlichen

Werte der proletarische Emanzipationskampf in den Massen weckt

und reift .
Genossin Lorenz , Kiel - Gaarden -s' . Ein Leben bon vorbildlicher

Pflichttreue ist zur Rüste gegangen . Anfang September ist in G a a r d e n

Genossin Lorenz gestorben , 72jährig . Ihr Schicksal war an die engen

Schranken eines Proletarierdaseins gebunden . Ihr scharfer Verstand
und ihr heißes Herz trieben sie jedoch , diese Schranken geistig zu

durchbrechen und sich die weite Welt des Sozialismus zueigen zu

machen . Hier fand sie ihre wahre Heimat , im Dienste des sozia -

listtschen Ideals erwuchs ihr Glück und ungesuchte Ehre . Schon unter

d : n Stürmen des Ausnahmegesetzes , als junge Frau , wirkte Genossin

Lorenz mit ganzer Seele für den Sozialismus , und als Greisin
widmete sie sich seiner Ausbreitung noch mit der gleichen selbstlosen

Begeisterung . Sie hat nicht nur des Lebens Unbill reichlich gekostet ,
wie sie kann , einem Sterblichen erspart bleibt , und einer Proleta¬
rierin erst recht nicht , sondern sie hat auch wieder und wieder die

Rache des in seiner Herrschaftsstellung bedrohten Kapitals erfahren .
Der Lebensgefährte , der einer Überzeugung mit ihr war , wurde

mehr als einmal als Geinaßregelter von Betrieb zu Betrieb gehetzt
und gezwungen , den bescheidenen Herd abzubrechen , kaum , daß er
an einer Stelle errichtet worden war .

Genossin Lorenz war unermüdlich in der Parteikleinarbeit , die
unter dein Ausnahmegesetz oft ebenso gefährlich als wichtig war .
Und sie hat sie später auch mit größtem Eifer und ohne nach Mühen
und Opfern zu fragen für die proletarische Frauenbewegung geleistet .
Die Hingabe und das Geschick , mit der sie die Frauen für den
Sozialismus zu entflammen und zum Kampfe zu scharen suchte ,
ließ sie zu einer Führerin der proletarischen Frauenbewegung in
Gaarden werden . Als sich dort die Genossinnen 1905 in einer losen
Organisation zusammenschlössen , wurde sie zweite Vertrauensperson .
Noch jetzt wissen die Genossinnen ihr Dank für die rühmliche Art ,
in der sie die Aufgabe dieses Amtes erfüllt hat . Den sozialistischen
Frauen in Stettin , Hainburg und Berlin wurde sie durch ihr auf¬

opferndes Wirken wohlbekannt . Bis zuletzt ist sie den Genossinnen
in Kiel - Gaarden eine anregende , ermutigende Beraterin , eine zu¬
verlässige Mitarbeiterin gewesen . Die Mahnung , ihr nachzueifern ,
ist das Vermächtnis dieses schlichten , ausgefüllten und edlen Lebens .

Gewerkschaftliche Rundschau «

Die steigende Teuerung des Lebensbedarfs weist den Gewerk¬

schaften immer gebieterischer die dringliche Aufgabe zu , für eine

Aufbesserung der Löhne einzutreten . Die entsprechenden For¬
derungen erscheinen selbstverständlich , werden aber in ihrer Selbst¬
verständlichkeit durchaus nicht immer von den Leuten gewürdigt ,
die es als „natürlich ' betrachten , daß Produzenten , Händler und
Vermittler aus den , Vertrieb der unentbehrlichsten Lebensmittel

höchste Profite herauszuwirtschaften suchen . Jede Ware wird heute
so teuer als nur möglich auf den Markt gebracht . Nur die Ware aller

Waren , die besondere Ware der menschlichen Arbeitskraft soll billig ,
spottbillig bleiben , gemessen an den Kosten der Lebenshaltung .

In der Hutindustrie sind durch Verhandlungen zwischen Ar¬
beiterorganisation und Uilternehmerorganisation der Arbeiterschaft
Teuerungszulagen gesichert worden , die vom ersten Lohntag
im August an gezahlt werden . Alle über IS Jahre alten Arbeiter
und Arbeiterinnen in der Woll - uni > Haarhutfabrikation er¬
halten folgende Teuerungszulage : Bei einem Wochenverdienst von
12 Mk. 20 Prozent , von 15 Mk. 15 Prozent , von 20 Mk. 10 Pro¬
zent , von 25 Mk. 8 Prozent , von 30 Mk. 6 Prozent , von 3S Mk.
4 Prozent und von 40 Mk. 3 Prozent . Die Zulage beträgt 10 Pro¬
zent für jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen , die bis 9 Mk. ver¬
dienen . Diese Zubilligungen kommen etwa 1500 Arbeitern und min¬
destens 2800 Arbeiterinnen zugute , sie sind dem Vorgehen des Hut¬
arbeiterverbandes zu verdanken .

AuS der Glasindustrie lesen wir von hohen Überschüssen , je¬
doch trotz starker Bemühungen der Arbeiterorganisation konnten
für die Arbeiter nur in einzelnen Fällen sehr geringe Teuerungs¬
zulagen erreicht werden . In einigen Fabriken ist die Dividende von
5 auf 20 Prozent in die Höhe geschnellt , in anderen zwar nicht so
erheblich , aber immerhin recht „ annehmbar ' gestiegen . Die Arbeiter¬
löhne wurden hingegen nur um 3 bis 10 Prozent erhöht , eine Aus¬
besserung das , die angesichts der Lebensmittelteuerung ganz unzu¬
länglich ist .

In der Berliner Brauindustrie ist eine Abmachung zwischen
Arbeiterorganisation und llnternehmerorganisation von allgemeinem

Interesse . Danach muß dem aus dem Felde Heimgekehrten oder

zur Arbeit Beurlaubten vom Unternehmer ein Erholungsurlaub
gewährt werden . Da nach dem Tarif die Gewährung des Sommer -
urlaubS von der Länge der Beschäftigung im Betrieb abhängig ist ,
wird laut Vereinbarung die Militärzeit als Beschäftigung im Be¬
trieb angerechnet . Alle aus dem Heeresdienst Entlassenen , die das
alte Arbeitsverhältnis wieder aufnehmen , sollen Anspruch auf Ur¬
laub haben , sobald sie aufs neue 13 Wochen im Betrieb tätig ge¬
wesen sind .

Der Bäckerverband hat einen schweren Verlust erlitten durch
den Tod seines Sekretärs im Hauptvorstand , Wilhelm Kahl . Der

Verstorbene war 10 Jahre lang in der Hauptverwaltung angestellt ,
nachdem er vorher als Gauleiter in Sachsen und Thüringen für
die Organisation gewirkt hatte . Er hat besonders für die Festigung
des Reichstarifs mit den Genossenschaften gearbeitet und gehörte
zuletzt dem Tarifamt an . Der Tod hat seiner unermüdlichen organi¬
satorischen Tätigkeit ein Ziel gesetzt . H-

Notizenteil .
Aus dem öffentlichen Leben .

Wegen rineS Vergehens gegen das Belagerungsgeseh , ver¬

übt durch Verteilung unzensurierter Flugblätter , hatte die 59jährige

Genossin Elise Stöckle in Stuttgart einen Strafbefehl von drei

Wochen erhalten . Dagegen beantragte sie richterliche Entscheidung .
Bei der zweiten Verhandlung am 20 . September erkannte das Schöffen¬

gericht nach mehrstündiger Verhandlung auf eine Woche Gefängnis .

Für den Frieden .

NnS der französischen Kammer . Als tüchtige Hechte im Karpfen¬
teich erwiesen sich die . Kientaler ' in der französischen Kaminer . Ihre

letzten Kammerreden sind den französischen Kriegshetzern arg in den

Magen gefallen . Wie die Zeitungen berichten , hat Raffin - DugenS
bei dieser Gelegenheit die deutschen Sozialdemokraten
Freunde und Kameraden der französischen Sozialisten
genannt . Die bürgerlich - radikale Lotion b' raiuzkÜLs « ist durch diesen
vom international - sozialistischen Standpunkt aus selbstverständlichen
Ausdruck so vor den Kopf geschlagen , daß sie verlangt , man solle

gegen Brizon und Raffin - Dugens gerichtlich vorgehen . Ja , noch
mehr . Raffin - DugenS , der ja im parlamentarischen Heeresausschuß
sitzt und Staatsgeheimnisse und hochwichtige Daten über die „ natio¬
nale Verteidigung " kennt , wird fast offen des Hochverrats beschuldigt .

Der portugiesische Liebknecht . Unsere portugiesischen Genossen
sind gegen den Krieg und stehen auf denr Boden von Zimmerwald .
Wie es scheint , uni sie zu bekehren , hat sie ein Sendling der „ Hu -
manitö ' von Paris aus besucht , aber er zog eS sehr bald vor , statt
mit internationalen Sozialisten lieber mit bürgerlichen Republi¬
kanern und Freimaurern zu Verkehren , den Kriegsminister zu be¬

suchen und bon einzelnen Soldaten unter den Augen ihrer Offiziere

sich ihren glühenden Patriotismus bestätigen zu lassen . Nach
der Meinung dieser Reformsozialisten ist die sozialistische Partei
nur deshalb gegen den Krieg , weil sie klein und schlecht or¬

ganisiert sei . Die wahre Haltung des portugiesischen Proletariats
kam in der am 2. August 191S im Parlament abgegebenen Erklä¬

rung des Abgeordneten von Porto , Or . Costa junior , zum Ausdruck .

Er stimmte als einziger dagegen , daß portugiesische Truppen an

die Westfront entsandt werden . Er erklärte , daß die kriegerische Po¬
litik der Negierung nicht die sei , der das portugiesische Proletariat

folgen wolle . Er brandmarkte die volksverderbliche Politik der Herr¬

schenden , die Kriegsanleihen aufnehmen , ohne sich um die Zukunft

zu kümmern , und spottete bitter über die Negierung , die noch im

März beteuert habe , daß die konfiszierten deutschen Schiffe für den

ausschließliche « Gebrauch Portugals seien , während jetzt England

sie nach Belieben verteile . Or . Costa erklärte zum Schluß mit aller

wünschenswerten Deutlichkeit , daß das portugiesische Proletariat der

bürgerlich - republikanischen Regierung sein Vertrauen nicht schenke .

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen .

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen im Juli l Ktt ».

Das Allgemeinbild der Arbeitslosigkeit unterscheidet sich nach den

Feststellungen der Arbeitsnachweise und Gewerkschaftsorganisationen

nicht wesentlich von dem des Juni . Die 3S berichtenden Arbeiter¬

organisationen verzeichnen wie im Juni 9,5 Prozent ihrer weib¬

lichen Mitglieder als arbeitslos . Dieser Durchschnitt wird überstiegen
in den Verbänden der Hut - und Filzwarenarbeiter mit 01,3

( 59,8 ) , Lederarbeiter mit 27,8 ( 21,8 ) , Textilarbeiter mit 20,0
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( 19,0 ) , Porzellanarbeiter mit 16,3 ( 13,2 ) Prozent . Ihnen folgt
derBuchbinderverband mit 7,1 ( 7,6 ) Prozent weiblicher Arbeits¬

loser . Diese S Verbände hatten am Julistichtag 11336 arbeitslose
weibliche Mitglieder gegen 11223 im Juni . Sie inachen 86 Prozent
der arbeitslosen weiblichen Mitglieder aller berichtenden 36 Ver¬
bände aus . Auf 166 offene Stellen für weibliche Erwerbstätige bei
den Arbeitsnachweisen kamen im Durchschnitt 1S4 Arbeitsgesuche ,
das sind 4 weniger als im Vormonat . Eine Zunahme des Andrangs
weiblicher Arbeitsuchender haben Papierindu st rie , Holzgewerbe ,
Bekleidungs - , Reinigungs - und Handelsgewerbe , alle

übrigen eine Abnahme , einschließlich des Webstoffgewerbes , in
dem auf 166 offene Stellen die Arbeitsgesuche von 628 auf 566
zurückgegangen sind . Beträchtlich ist die Abnahme der weiblichen
Stellensuchenden im Metallgewerbe von 186 auf 147 , im Nah¬
rungsmittelgewerbe von 186 auf 136 , in der Lederindustrie
von 143 auf 161 . Höher als die Durchschnittszahl ist die Zahl der

Arbeitsgesuche auf 166 Stellen im Webstoffgewerbe 566 ( 628) ,
Handelsgewerbe 345 ( 346) , Bekleidung und Reinigung 225

( 218) , Fabrikarbeit 139 ( 217) , Holzgewerbe 153 ( 142) . Außer
der Landwirtschaft mit 75 Arbcitsgesuchen auf 166 offene Stellen
hat die geringste Andrangziffer die Lederindustrie mit 161 Ar¬

beitsangeboten .
Nach Staaten geordnet entfallen im Durchschnitt auf 166 Stellen

175 Arbeitsgesuche weiblicher Erwerbstätiger , 2 weniger als im
Vormonat . Die Führung haben weiter Elsaß - Lothringen nnt
327 und das Königreich Sachsen mit 362 Arbeitsgesuchen der 3
über dem Durchschnitt stehenden Landesteile . Von 24 Landesteilen

weisen 7 eine Zunahme , 16 einen Rückgang der Andrangziffer weib¬

licher Arbeitsuchender auf , bei einem fehlen die Angaben . k!.
Vom ArbcitSmarkt in Baden wird für den Juni mitgeteilt ,

daß bei den 19 Vexbandsanstalten des öffentlichen Arbeits¬

nachweises die Statistik folgendes Bild ergibt :
MSnnUch « Wetbltche
ArbeUer Arbeiter

1. Offene Stellen . . . . .6571 5652

2. Arbeitsuchende . . . . . .5734 6555
3. Vermittelte Stellen . . . . 3597 3599

ES bezeichneten sich 46 Prozent aller Arbeitsuchenden , 29 Prozent
der weiblichen als arbeitslos .

Bei weiteren 26 meldepflichtigen , nicht gewerbsmäßigen Ar¬

beitsnachweisen ( kaufmännischen usw . Vereinen ) waren gemeldet :
1374 offene und 653 besetzte Stellen bei 1923 Arbeitsuchenden . Der be¬
kannte industrielle Arbeitsnachweis Mannheim - Ludwigs -
hafen verzeichnete 1326 offene Stellen , darunter 193 für weibliche
Personen , und 1597 Arbeitsuchende , darunter 553 weibliche . Es
wurden 1631 Arbeitslose untergebracht , darunter 186 Frauen . In
Baden - Baden half man dem Mangel an Küchenmädchen da¬

durch ab , daß erwerbslose Textilarbeiterinnen aus Konstanz
beigezogen wurden . In Mannheim war es möglich , viele Frauen im

Taglohn bei den Abteilungen des städtischen Lebensmittel¬
amtes zu beschäftigen . In den kaufmännischen Betrieben konn¬
ten die loeiblichen Stellensuchenden bei weitem nicht untergebracht
werden . Beim Arbeitsamt Pforzheim war iveibliches Dienstper¬
sonal , wie tüchtige Köchinnen , Mädchen , die kochen können , Küchen¬
mädchen für Wirtschaften usw. , stets verlangt . In Pforzheim sind
zurzeit immer noch etwa 1466 weibliche Arbeitskräfte jeglichen
Alters aus der Bijouteriebranche arbeitslos . mg .

Frauenstimmrecht .
Die Bewährung des Frauenwahlrechts im nordameri -

kanischeu Staate Oregon hat dessen Gouverneur , Henry Withy -

combe , in dieser Erklärung anerkannt : . Die Frauen unseres Staats

haben sich ihres Rechts würdig gezeigt . Sie haben es mit Begeiste¬

rung und Klugheit ausgeübt . Ich bin überzeugt , daß sie als starke
Macht für eine gute Negierung und fortschrittliche Grundsätze ein¬
treten . Ihr Beispiel sollte die Stimm « und Entscheidungsberechtigten
in den Oststaaten der Union veranlaffen , ihren Müttern , Gattinnen
und Töchtern das volle Wahlrecht zu verleihen , auf das sie als ar¬

beitende , schaffende und steuerzahlende Bürgerinnen ein Anrecht

haben , denn die Frauen tragen die ganze Bürde der sozialen und

staatlichen Pflichten , ohne volle staatsbürgerliche Rechte zu genießen .
Die Frauen Oregons haben einen guten Gebrauch von ihrem Wahl¬
recht gemacht . "

Eine Fraueustimmrcchtsorganisatiou aufHawai . Die Sand¬

wichinseln , die im Nordosten des Stillen Ozeans liegen und seit
1966 als Territorium den Vereinigten Staaten von Nordamerika

angeschlossen sind , haben ein Parlament , zu dem nur den Männern
das aktive und passive Wahlrecht zusteht . Seit einigen Jahren ist

auf Hawai , der größten dieser Inseln , eine Bewegung für das Frauen¬
wahlrecht in Fluß gekommen . In der Hauptstadt Honolulu besteht
ein Frauenwahlrechtsverband für das Territorium , dem Frauen aller
Rassen als Mitglieder angehören .

Frauenarbeit .

Frauenarbeit im Handels - » ud Transportgcwerbe . Infolge
des Krieges hat die Frauenarbeit in den ungelernten Berufen des
Handels - und Transportgewerbes besonders stark zugenommen . Die

Verwendung weiblicher Arbeitskraft erweist sich gerade in diesen
Berufen - - kombiniert mit den männlichen — als möglich und für
das Unternehmertum recht vorteilhaft . Die weiblichen Arbeiter be¬

anspruchen und erhalten bedeutend weniger Lohn . In Berliner

Warenhäusern und verwandten Geschäften beträgt zurzeit der

Wochenlohn zuzüglich der Kriegszulagen für männliche Handels¬
hilfsarbeiter 27 bis 33 Mark , für weibliche aber nur 18 bis 22 Mk .
Die Fahrstuhlführer erhalten einen Lohn von 27 bis 33 Mk. ,
die Führerinnen von 18 bis 24 Mk. In den Berliner Fenster -
reinigungSinstituten beträgt der Wochenlohn für Fensterputzer
26 bis 32 Mk. , für Putzerinnen 17 bis 23 Mk . Der Unterschied
zwischen den Wochenlöhnen der männlichen und weiblichen Arbeiter

betrügt somit 9 Mk. Eine harte Tatsache dies , die allein schon die

rasche Ausdehnung der Frauenarbeit im Handelsgewerbe erklärt .

Daß nach dem Kriege die Frauenarbeit wieder auf ihren Friedens¬
stand zurücksinken wird , dafür besteht nicht die geringste Aussicht .
Die Frauenarbeit wird deshalb auch in den ungelernten Berufen
des Handels - und Transportgewerbes stark lohndrückend auf die
Männerarbeit einwirken . Wohin man blickt , ergeben sich für die

wirtschaftliche Lage der Arbeiterklasse nach dem Kriege recht trüb «

Aussichten . Schwere Kämpfe um die Besserung der Lebensbedin¬

gungen der breiten Masse werden unausbleiblich die Folge sein .
Zu einein erfolgversprechenden Eingreifen der Gewerkschaften in

diesen Kämpfen ist eine geschlossene Kampffront dringende Boraus¬

setzung . Sie kann nur geschaffen lverden , wenn auch die Frauen

endlich zu der Einsicht gelangen , daß sie Schulter an Schulter mit

den Männern die Reihen lückenlos schließen müssen . Nur durch starke

gewerkschaftliche Organisationen , die mit sozialistischem Offenstv -

geist durchdrungen sind , kann die Arbeiterklasse auch in Zukunft eine

Besserung ihrer Lage erzielen und einer Verschlechterung entgegen¬
treten . ll - lt .

Die Frau tu öffentlichen Aemtern .

Ein Schritt zur Aufhebung deö Zölibats der Lehrerinnen
in Prenflrn . Die städtische Schuldeputation von Berlin - Schöne¬

berg hat einen wichtigen Beschluß gefaßt . Sie ersucht die städtischen

Behörden , beim Minister des Innern vorstellig zu werden , die Zö¬

libatsverpflichtung der Lehrerinneu an öffentlichen Schulen aufzu¬

heben . Der Beschluß ist eine Konsequenz der Entscheidung , die in der

Schöneberger Stadtverordnetenversammlung gefallen ist . Diese er¬

klärte sich nämlich mit dem Borschlag des Magistrats einverstanden ,

den Lehrerinnen der städtischen Schulen , die sich während des Krie¬

ges verheiraten , die vor ihrer Verheiratung bezogene Besoldung

währciid der Kriegszeit weiterzuzahlen , solange sie als Hilfs¬

lehrerinnen im Schuldienst voll beschäftigt werden .

Weibliche Theologen . Der Präsident des evangelischenKir -

chenratS in Baden hat im Jahresbericht mitgeteilt , daß erstmals

„ Damen " zur Vorpriifung als Theologen zugelassen wurden , und

daß auch fernerhin das Studium der Theologie den Frauen frei¬

steht . Für die praktische Verlvendung der weiblichen „ Gottesgelahr¬

ten " hat allerdings die KultuSbehörde einen wichtigen Vorbehalt

gemacht : die Theologinnen dürfen nur in Schulen zur Erteilung

des Religionsunterrichts angestellt werden oder als Predigerinneu

bei der inneren Mission , nicht aber als Beamte des Pfarreidienstes .

Im Grunde soll also trotz des kleinen Fortschritts noch immer der

Satz gelten : Das Weib schweige in der Gemeinde . mg

Fürsorge für Mutter und Kind .

Für die Kinderschnkkommission von Grost - Berlin sind ge¬

wählt als erste Vorsitzende Martha Demmning , als zweite Vor¬

sitzende Martha Josepf , als erste Schriftführerin Emma Döltz ,

als zweite Schriftführerin Rosa Wollstein . Alle Fälle von Aus¬

beutung , Vernachlässigung , Verwahrlosung und Mißhandlungen sind

an die Zentrale der Kinderschutzkommission , Lindenstraße 3, zu richten .

«erantworMch sür die RcdaMon : Frau Klara ZeMn ( Zimdel ) . WtlhclmShäh «,
Post Degerloch bcl Stuttgart .

Druck unv «erlag von I . H. W. Tte « Nacht . «. m. b. H. w Stuttgart .
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